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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die FDP blieb trotz ihren Verlusten stärkste Partei und sprach als einzige mehr als 20%
der Wählenden an. Die SP rückte mit einem gemessen am Wähleranteil knappen
Vorsprung, jedoch mit deutlich mehr Sitzen als die CVP auf die zweite Position vor;
vierte Partei blieb die SVP. Seit Bestehen der Zauberformel haben alle vier im Bundesrat
vertretenen Parteien zusammen und auch einzeln erstmals keine Sitze gewinnen
können. 146 der 200 Nationalrätinnen und Nationalräte gehören einer dieser vier
Parteien an; zusammen erhielten sie 79% der Stimmen. An fünfter Stelle rangiert die GP
mit 6,1 % und neu 14 Sitzen. Gemessen am Wähleranteil folgen darauf die AP und die SD.
Mit lediglich 3% Wähleranteil erreichte die auf wenige Kantone beschränkte LP zehn
Sitze. Die im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft bildenden LdU und EVP erzielten
2,8% resp. 1,9% der Stimmen und 5 resp. 3 Sitze. Erstmals in der Bundesversammlung
vertreten ist die EDU, welche gesamtschweizerisch auf einen Stimmenanteil von 1%
kam. Nicht mehr im Nationalrat vertreten sind hingegen die POCH; die Grün-
Alternativen sind es nur noch dank der FraP (ZH). Ihre Kandidatinnen und Kandidaten
waren teilweise von der SP, teilweise von der GP aufgenommen worden. Hingegen
konnte die PdA in der Waadt mit dem Kantonalpräsidenten Zisyadis einen zweiten Sitz
ergattern. Nach politisch-ideologischen Lagern analysiert, haben sich die rot-grünen
Kräfte etwa halten können, die politische Mitte ist weiter geschrumpft und das rechte,
ausserhalb der Regierung politisierende Lager ist klar gestärkt aus den Wahlen
hervorgegangen.

Durch Zusammenschlüsse auf Fraktionsebene haben sich die Sitzverteilungen im
Nationalrat und die Wähleranteile noch leicht verändert; die Sozialdemokraten nahmen
den Vertreter der PSU (TI), Werner Carobbio, und die FraP-Vertreterin Christine Goll
(ZH) in ihre Reihen auf, womit sie zusammen 19,1 % Anteil erhalten. Die ursprünglich
vorgesehene Absprache einer Fraktionsgemeinschaft zwischen Vertretern und
Vertreterinnen des links-grünen "DACH"-Bündnisses und der PdA kam, bedingt durch
das schlechte Abschneiden der alternativen Linken, nicht zustande; die beiden
Nationalräte der PdA blieben fraktionslos. Der einzige Gewählte der EDU, Werner
Scherrer (BE), verblieb auch ausserhalb der Fraktionen. Die CVP nahm den Vertreter der
unabhängigen Christlichsozialen Partei des Kantons Freiburg, Hugo Fasel, auf (37
Mandate, 18,6%). Der LdU bildete wie bisher zusammen mit der EVP und dem
parteilosen Herbert Maeder (AR) eine neunköpfige Fraktion (5%). Die SD schliesslich
schlossen ein Zweckbündnis mit der Lega dei Ticinesi (7 Mandate). 1

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Aargau fiel der Rechtsrutsch deutlicher aus als im schweizerischen
Durchschnitt. Die CVP und die SP büssten je einen Sitz zugunsten der AP ein, welche
einen Wähleranteil von 13,2% erreichte. Die Verluste an Wähleranteilen waren bei der
CVP und FDP mit 4,3% resp. 3,9% am grössten. Die innerhalb der Mutterpartei zum
rechten Flügel zählende Aargauer SVP konnte ihren Wähleranteil um über 2% steigern,
womit sie zur stärksten Partei des Kantons wurde (17,9%). Trotzdem erzielten die rechts
von der SVP stehenden Parteien (AP, SD, EDU) im Aargau mit über 19% den
gesamtschweizerisch höchsten Stimmenanteil. 2

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Bern haben die drei grossen Parteien SVP, SP und FDP sowie der LdU je
einen Sitz verloren. Die Verluste an Wähleranteilen betrugen für diese Parteien über
6%. Nutzniesser waren die zur GP gehörende Freie Liste, die SD, die AP und die EDU,
welche je einen Sitz gewannen. Prominentester Verlierer war der Bisherige Paul Günter
(ldu), welcher ebenso für beide Räte kandidiert hatte wie die bekannteste
Persönlichkeit auf der Gewinnerseite, die ehemalige Regierungsrätin Leni Robert (gp).
Der Berner CVP-Sitz wechselte vom deutschsprachigen Kantonsteil in den Südjura, wo
die CVP-Liste als Sammelbecken der Autonomisten diente. Dank einer
Unterlistenverbindung zwischen der südjurassischen CVP, der Jungen CVP und der CVP
des Laufentals wurde der dissidente Freisinnige Jean-Claude Zwahlen, der allerdings in
die CVP-Fraktion eintrat, gewählt. 3

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Zu den grossen Verlierern der diesjährigen Wahlen zählten die rechten
Oppositionsparteien FP und SD. Die EDU und die Lega konnten sich halten. Insgesamt
verloren sie im Vergleich zu 1991, als sie mit 10,8% ihre grösste Parteienstärke erlangt
hatten, ganze 6%. Umfragen zeigten, dass die verloren gegangenen Stimmen sich
hauptsächlich bei der SVP wiederfanden. Die FP (1999: 0,9%), ehemals stärkste unter
den kleinen Rechtsaussenparteien, brach bei den Wahlen regelrecht ein und verlor alle
ihre bisherigen sieben Nationalratssitze sowie rund drei Viertel des Wähleranteils von
1995. Die SD verloren im Vergleich zu den letzten Wahlen 1,3% und erreichten 1,8%.
Damit sind sie trotz des schlechten Wahlergebnisses neu die stärkste unter den kleinen
Rechtsaussenparteien. Da sie ihre Sitze in Zürich und Baselland verloren haben, muss
Parteisekretär Hess (BE) die Partei in der neuen Legislatur alleine im Parlament
vertreten. EDU und Lega gingen beinahe unverändert aus dem Rennen. Die EDU konnte
sich seit ihrer Gründung 1975 von Wahl zu Wahl geringfügig steigern und 1999 ihr Niveau
auf 1,3% Parteienstärke bestätigen. Der Berner Sitz blieb der Partei erhalten. Im Tessin
erlangte die Lega immerhin rund einen Fünftel aller Wählerstimmen. Mit
Parteipräsident Bignasca konnte sie den vor vier Jahren verlorenen zweiten Sitz wieder
zurückholen.

Die Oppositionsparteien aus dem linken Parteienspektrum (GP, PdA, Solidarités und
FGA) erreichten zusammen 6,9% Parteienstärke. Stärkste Partei in diesem Lager blieb
die GP. Während sie in der Deutschschweiz etwas an Boden verlor, konnte sie in der
Romandie (NE: +7,4%) an Stimmen dazugewinnen. Die GP büsste eines ihrer Zürcher
Mandate sowie den Aargauer Sitz ein und konnte in Genf und Neuenburg je einen Sitz
gewinnen. Damit ist sie im Nationalrat weiterhin mit 8 Mitgliedern als stärkste Nicht-
Regierungspartei vertreten. PdA und Solidarités, die ihre Wählerschaft fast
ausschliesslich in der Romandie haben, erreichten 1,0% und 0,5% Parteienstärke, die
feministischen und grünalternativen Gruppierungen FGA nur gerade 0,3%. Allerdings
kandidierten die FGA in den Kantonen Bern, Baselstadt und Zug auf gemeinsamen
Wahllisten mit der GP resp. der "BastA!" oder der SP. Die so erlangten Parteienstimmen
wurden nicht den FGA zugerechnet. In Zürich verlor die Gruppierung „Frauen macht
Politik“ (FraP) ihren bisherigen Sitz. 4

WAHLEN
DATUM: 27.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die EVP präsentierte ihre Wahlziele auf einer A4-Seite auf welcher Religionsfreiheit, ein
Ende der „Familienstrafe“ (in Steuersachen), Schuldenabbau, ein Stopp des
Krankenkassenprämienwachstums und des Energieverbrauchs gefordert wurden.
Darüber hinaus wollte sich die EVP für die Halbierung der weltweiten Armut einsetzen.
Ziel der CSP war die Verteidigung ihres Sitzes. Sie trat mit Marie-Thérèse Weber-Gobet
(FR) an, die 2010 für Hugo Fasel nachgerutscht war. In den Kantonen Genf und Waadt
trat das Mouvement Citoyens Romand (MCR) an, eine in Genf gegründete Bewegung
(Mouvement Citoyens Genevois) die sich mit scharfen Protesten gegen Grenzgänger
nicht nur einen Namen gemacht hatte, sondern bei den kantonalen und kommunalen
Genfer Wahlen auch viele Stimmen auf sich vereinen konnte. Neben dem
Grenzgängerthema machte das MCR in Genf auch mit Aktionen gegen Krankenkassen
von sich reden. Trotz erfolgloser Teilnahme an den Wahlen von 2007 wurden die
Chancen des MCR für 2011 als intakt betrachtet. Die Alternative Linke wollte sich für
eine radikale Änderung der Gesellschaft auf antikapitalistischer, ökosozialistischer,
demokratischer und feministischer Basis einsetzten und präsentierte Leitplanken für
die Umsetzung dieser Idee. Schwerpunkte des Aktionsprogramms der EDU waren unter
anderem die Glaubensfreiheit (inkl. Durchsetzung des Minarettverbots), Lebensschutz
(gegen Abtreibung und gegen Sterbehilfe) und Familienpolitik (private statt staatliche
Betreuung). Die Lega versprach sich einzusetzen gegen Missbräuche im Asylwesen, bei
der Einwanderung und bei den Sozialversicherungen. Zudem solle das Bankgeheimnis
geschützt bleiben. Die Sozial-Liberale Bewegung (SLB) war nach dem Ausschluss von
Ricardo Lumengo aus der SP gegründet worden. Seit Sommer 2011 hatte diese Partei
also einen Nationalratssitz inne und durfte deshalb in der Wahlbroschüre des Bundes
Werbung für sich machen. Sie schrieb sich dort nachhaltige Energie, respektvolle
Migration und bezahlbare Gesundheit auf ihre Fahnen. In sieben Kantonen (GE, BE, ZH,
FR, BS, AG, VD) trat auch die Piratenpartei an, die auf einen Berliner-Effekt hoffte. Die
2006 in Schweden gegründete Bewegung hatte in der deutschen Hauptstadt bei den
Wahlen ins Landesparlament im September 2011 auf Anhieb 15 Sitze gewonnen. Die
monothematische Partei mit liberaler Ausrichtung setzt sich für Transparenz und
Zensurverbote im Internet ein. 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Die in neun Kantonen (BE, ZH, VD, SH, BS, AG, SO, BL, GL) existierende EDU, welche eine
Politik auf der Basis von christlichen und rechts-konservativen Werten verfolgt,
bekämpfte im Berichtsjahr das revidierte Sexualstrafrecht durch die Ergreifung des
Referendums; die Partei lehnte von den eidgenössischen Abstimmungen die Vorlage
zum Stimm- und Wahlrechtsalter 18 ab. Im Bereich der Europapolitik nahm die EDU
eine isolationistische Haltung ein und warnte vor einer Selbstaufgabe der Schweiz. Mit
ihrem Parteipräsidenten Werner Scherrer ist die EDU dank einem Sitzgewinn im Kanton
Bern erstmals im Nationalrat vertreten; gesamtschweizerisch erreichte die EDU,
welche in fünf Kantonen kandidiene (ZH, BE, BS, SH, AG) 1,0% Wähleranteil, im Kanton
Bern 3,4%. 
Scherrer blieb im NR fraktionslos. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die EDU, die im Berichtsjahr ihr 20jähriges Bestehen feierte, verfolgte ihren
Expansionskurs weiter und gründete neue Sektionen in Graubünden, der
Zentralschweiz und dem Jura, womit sie nun in 21 Kantonen etabliert ist. Auf
eidgenössischer Ebene stagnierte die Kleinpartei mit einem Nationalratsmandat,
verzeichnete aber einen leichten Wählergewinn. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.1995
EVA MÜLLER

Im Nationalrat ist die EDU weiterhin mit ihrem Präsidenten Christian Waber (BE)
vertreten.

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

In den Nationalratswahlen erzielte die EDU zwei Sitze, einen im Kanton Bern und neu
einen im Kanton Zürich. In den Zürcher Kantonsratswahlen konnte sie ihr einziges
Mandat verteidigen.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Das Ziel der EDU für die Nationalratswahlen war die Verdoppelung ihrer bisher zwei
Mandate. Zusätzliche Stimmen wollte die EDU, die sich vor allem auf ein Netzwerk von
freikirchlichen Wählern abstützt, in ihren Hochburgen Zürich, Bern, Thurgau, Aargau
und Waadt holen. 8

WAHLEN
DATUM: 21.04.2007
SABINE HOHL

Markus Wäfler (ZH) wurde im Oktober aus dem Nationalrat abgewählt und Christian
Waber (BE) blieb damit der einzige EDU-Vertreter im Parlament. Der Stimmenanteil der
EDU lag wie 2003 bei 1,3%. Waber schloss sich zunächst der SVP-Fraktion an, trat aber
wieder aus dieser aus, als die SVP ihren Oppositionskurs beschloss. Er erklärte, er
könne aufgrund des Oppositionskurses in der SVP-Fraktion seine eigene Meinung nicht
mehr vertreten. 9

WAHLEN
DATUM: 20.12.2007
SABINE HOHL

Die EDU hatte in der 48. Legislatur (2007–2011) mit zahlreichen Änderungen zu
kämpfen. Den 2003 eroberten Sitz aus Zürich hatte man 2007 verloren und sich in der
Folge der SVP-Fraktion angeschlossen. Christian Waber (BE) war allerdings 2008 aus
Protest gegen den „Gang in die Opposition“ der SVP wieder aus der Fraktion
ausgetreten. Der 2009 für ihn nachrückende Andreas Brönnimann (BE) wurde heftig von
der BDP umworben, trat dann aber in die SVP-Fraktion ein. Das Ziel einer Steigerung
des Wähleranteils und der Eroberung von insgesamt drei Sitzen bei den nationalen
Wahlen verfehlte die EDU deutlich. Sie konnte ihren gesamtschweizerischen
Wähleranteil zwar halten (1.3%) – die Union war neben Zürich und Bern auch in den
Kantonen Freiburg, Solothurn, Basel-Stadt, Schaffhausen, St. Gallen, Graubünden,
Aargau, Thurgau und Waadt angetreten – verlor aber mit der Abwahl des auch als
Ständerat kandidierenden Berners Andreas Brönnimann ihren einzigen Sitz im
Parlament. Die EDU war damit nach 20-jähriger Zugehörigkeit nicht mehr in der grossen
Kammer vertreten. Zwischen 1991 und 2007 hatte sie immer einen Vertreter aus dem
Kanton Bern und von 2003 bis 2007 zusätzlich einen Nationalrat aus dem Kanton Zürich

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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gestellt. Neben Brönnimann kandidierten auch Daniel Wittwer (TG) und Maximilien
Bernhard (VD) erfolglos für den Ständerat. 10
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